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Krilsge M Ur - er Karlsruher Zeitung .
Sonntag , 17 . In « L8S8 .

gtatisHcr Landtag .

Ä4 . öffentliche Sitzung der Erste » Kammer
am Donnerstag , den 14 . Juli 1898 ,

unter dem Vorsitz des Durchlauchtigsten Präsidenten , Seiner
Großherzoglichen Hoheit des Prinzen Karl von Bade » .

(Ausführlicher Bericht .)
Am Regierungstisch : Staatsminister vr . Nokk , Präsident

des Ministeriums deS Innern , Geh . Rath vr . Eisen lohr ,
Ministerialprästdent Geh . Rath Vr . Buchenberger , Geh .
Rath vr . Arnsperger , Geh . Legationsrath Freiherr von
Marsch all . Geh . Oberregierungsrath Baader , Geh . Ober¬
regierungsrath Heil und Geh . Oberregierungsrath Braun .

Der Durchlauchtigste Präsident eröffnet die Sitzung
um 9 Uhr und richtet folgende Ansprache an daS Hohe Haus :

» Bevor wir in die Tagesordnung eintrrten , habe ich dem
Hohen Hause mitzutheilen , daß ein früheres Mitglied des¬
selben , Herr Geh . Kommerzienrath Krafft - Grethcr , welcher
der Ersten Kammer während deS Landtags 1893/94 ange¬
hörte , am 10 . d . M . in St . Blasien verschieden ist. Wir
alle haben den Verstorbenen als einen hervorragenden , vor¬
züglichen , liebenswürdigen und tüchtigen Mann , als einen
Mann von Charakter kenne» gelernt , dessen Hinscheide » wir
aufrichtig bedauern . Obwohl l^er nunmehr Entschlafene schon
in ziemlich vorgerücktem Lebensalter stand , hat er sich seine
Rüstigkeit doch bis zuletzt bewahrt , wie er auch ein sehr thal -
kräftiges Mitglied dieses Hohen Hauses war und sich mit
Eifer an den Arbeiten der Budgetkommisston betheiligte . Ich
ersuche die Herren , sich zum ehrenden Andenken von den
Sitzen erheben zu wollen . »

Geschieht .
Der Durchlauchtigste Präsident theilt mit , daß eine

Aenderung in der auf der Tagesordnung vorgesehenen Reihen¬
folge sich empfehle und zunächst über Ziffer 8 der Tages¬
ordnung zu berathen sei.

Frhr . v . Göler erstattet den Bericht der Budgetkommission
über die beiden Nachträge zum Staatsvoranschlag für 1898/99 .

Redyer führt aus :
Die beiden von der Großh . Regierung zum Staatsvor¬

anschlag vorgelegten Nachträge umfaßten mit Ausschluß der
Forderung , welche in Folge der Novelle zum Elementar¬
unterrichtsgesetz nöthig fällt , einen Betrag von rund zwei
Millionen Mark . Dieser käme hauptsächlich auf den außer¬
ordentlichen Etat , indem nur etwa 12 000 M . den ordent¬
lichen Etat betreffen . Unter den zwei Millionen seien auch
402 000 M inbegriffen , die schon in der ersten Budgetvorlage
angefordert waren , damals aber wieder abgesetzt wurden , in¬
dem sich die Zweite Kammer weitere Berathung nach Ein¬
kunft der Vorlage über die Herstellung der Brücke bei Offen¬
burg und die Korrektion des unteren Laufes der Kinzig vor¬
behielt . Ziehe man die 402 000 M . auch ab, so bleibe
immer noch die recht hübsche Summe von 1,6 Millionen
Mark für den Nachtrag , ein Betrag , wie er in den 70 er
Jahren den ganzen jährlichen außerordentlichen Etat darstellte .
Der außerordentliche Etat erreiche für 1898/99 14,8 Millionen
Mark und komme damit der Summe gleich , aus welche die
außerordentlichen Etats in den beiden vorausgehenden Budget¬
perioden zusammen genommen ^ sich belaufen haben . Hieraus
ergebe sich, daß wir in sehr opulenter Weise im außerordent¬
lichen Budget verfahren sind . Bis vor kurzem habe man
hoffen können , daß es möglich sei , ohne Inanspruchnahme
des Aktivvermögens der Amortisationskaffe auszukommen .
Diese Hoffnung sei nunmehr auf den Gefrierpunkt herunter¬
gestiegen , zumal auch durch die Novelle zum Elementar -
untcrrichtsgesetz das Budget erheblich mehr belastet werde .
Wenn die Budgetkommission trotzdem die Bewilligung aller
angeforderten Beträge warm und aus voller Ueberzeuguug
empfiehlt , so fasse sie hierbei drei Momente ins Auge .
Bereits bei der ersten Berathung des Voranschlags für 1898/99
wäre darauf hingewiesen worden - daß gerade eine Epoche einer
günstigen Finanzlage dazu angethan ist , vorhandenen Bedürf¬
nissen im außerordentlichen Etat möglichst nachzukommen ,
um damit künftige Jahre , die vielleicht eine weniger erfreuliche
Finanzlage aufweisen , mehr zu entlasten . Sodann habe mau
schon feit einer Reihe von Budgetperioden hervorgehoben , daß
eine Inanspruchnahme des Aktivvermögens der AmortisationS -
kaffc für dringende Bedürfnisse durchaus unbedenklich sei .
Dies treffe umsomehr zu , nachdem nunmehr das Aktiv¬
vermögen auf 26 Millionen angewachsen ist. Schließlich
finden sich im außerordentlichen Etat Anforderungen im unge¬
fähren Betrage von 2 Millionen M . zur Wiederherstellung
von durch daS Hochwasser vom März 1896 verursachten
Schäden . Wenn auch die eigentlichen Verbesserungen
der Uferverhältniffe und die Sicherstellung des angrenzenden
Geländes im Kinziggebiet für eine spätere Epoche in Aussicht
genommen ist, weil erst nach Ordnung der Hafenverhältniffe
in Kehl mit der Korrektion deS Uuterlaufs der Kinzig vom
Rhein bis Offenburg begonnen werden kann , so wären die
nunmehr zur Berathung stehenden Herstellungen doch derart ,
daß damit wesentliche Verbesserungen und ein erhöhter Schutz
der betr . Gegenden verbunden sind. Die hier in Rede stehenden
Ausgaben müßten auch dann bestritten werden , wenn wir die
AmortisationSkaffe nicht hätten und Schulden mache» müßten .
Redner bittet , die Anträge der Kommission , wie sie im Bericht
am Schluffe der Forderungen der einzelnen Ministerien ange¬
führt sind, anzunehmen .

Das Haus tritt sodann in die Berathung der einzelnen
Titel ein . ,

Zu Hauptabtheilung III , 8 . Außerordentlicher
Etat , Titel VI — Allgemeine Ausgaben für die
Rechtspflege — ergreift

'
das Wort Geh . Kommerzienrath

Sander . Die Zweite Kammer habe die Anforderung für
den Neubau des AmtsgrrichtSgcbäudeS in Lahr genehmigt ,
hieran jedoch daS Ersuchen au die Großh . Regierung geknüpft ,
die Platzfrage nochmals zu prüfen und eventuell dem nächsten
Landtag eine neue Vorlage zu machen . Der zur Zeit in
Aussicht genommene Platz ist nach Ansicht des Redners nicht
geeignet . Das Amtsgericht in Lahr habe schon jetzt eine ver¬
steckte Lage ; wenn man den Neubau nunmehr in den zum
Amtsgericht gehörenden Garten stelle, so werde er noch ent¬
legener . In der Lahrer Hauptstraße , in welcher schon jetzt
das Amtsgebäude sowie das Finanzamtsgebäude stehen, werde
sich wohl ein paffender Platz für das Amtsgericht finden .
Dann habe man auch den Vortheil , daß das AmtSgefängniß
hinter das AmtSgerichtsgebäudc zu liegen komme. Redner
bittet die Großh . Regierung , nochmals in eine eingehende
Prüfung der Platzfrage einzutreten und dem dringenden
Wunsche der Lahrer Bevölkerung aus Erstellung des Amts -
gerichtsgebäudes an einer günstigeren als der in Aussicht
genommenen Stelle wenn irgend angängig zu entsprechen .

Staatsminister vr . Nokk : Die Großh . Regierung könne
nur ihre schon im andern Hohen Hause gemachte Zusage
wiederholen , daß sie die Platzfrage für das neue Amtsgerichts¬
gebäude noch einmal ganz ohne alle Voreingenommenheit unter
Hinzuziehung der entsprechenden technischen Kräfte prüfen wird .
Nach der von der Zweiten Kammer ertheilten Ermächtigung
müsse sie sich jedoch Vorbehalten , an dem jetzigen Platze dann
festzuhaltcn , wen » sie die Ueberzeuguug gewinnt , daß der Platz
bei erheblich geringeren Gesammtkoflen für den Neubau ver -
hältnißmäßig gleichwerthig ist, da lediglich wegen der schönen
Lage die Großh . Regierung ein Projekt mit bedeutend mehr
Kosten nicht vorlegen dürfe . Ob es möglich sein wird , die
Kosten für den Platz in der Hauptstraße etwas zu verringern ,
werde ebenfalls den Gegenstand der Untersuchung bilden .
Falls sich ein Platz findet , der einen entschiedenen Bortheil
vor dem jetzt in Aussicht genommenen Platz bietet , werde die
Großh . Regierung jedenfalls nicht aus letzterem , dessen Zugang
übrigens verbessert würde , beharren . Alsdann könne aber auch
erst dem nächsten Landtag eine eingehende Vorlage mit ent¬
sprechenden Plänen gemacht werden .

Titel IX . Unterrichtswesen .
I . 8 . Universität Freiburg .

Geh . Hofrath vr . Rümelin dankt der Großh . Regierung
und den beiden Kammer » , daß sie dem dringenden langjährigen
Wunsche der Universität Freiburg auf Errichtung eines Neu¬
baues für das mineralogisch -geologische Institut nunmehr ent¬
sprochen haben bezw. entsprechen . Redner dürfe wohl annehmen ,
daß auch die Großh . Regierung die Sache für dringend halte ,
da sie die Forderung in das Nachtragsbudget aufgcnommen
habe . Wenn irgend angängig , sollte man schon im nächsten
Frühjahr bauen . Um dies zu ermöglichen , möge man mit den
Vorbereitungen sofort beginne» . Der Plan für den Neubau
sei, wie man höre , etwas knapp bemessen. Redner bittet die
Großh . Regierung , hier nicht zu sparsam zu sein und den Bau
geräumig auszusühren . Die in letzter Zeit in Freiburg er¬
stellten Neubauten waren vielfach etwas zu klein ausgefallen ,
so daß man an mit unverhältnißmäßigen Kosten verbundene
Erweiterungsbauten herantreten mußte .

III . Gewerbliche Unterrichtsanstalten .
Geh . Kommerzienrath Diffene möchte der Petition wegen

Errichtung einer Baugewerkeschule in Mannheim einige Worte
beifügen . Zunächst müsse er vorausschicken , daß er , nachdem
die Absicht der Großh . Regierung lediglich dahin geht , die
qualitative Leistungsfähigkeit der in Karlsruhe bestehenden
Baugewerkeschule zu erhalten und zu steigern , mit der bezüg¬
lichen Anforderung vollständig einverstanden ist . Die Mann¬
heimer Petition stütze sich auf den ungeahnten industriellen Auf¬
schwung, den Mannheim genommen hat und der aller Voraus¬
sicht nach auch weiter anhalten wird . In Mannheim werde zur
Zeit vielfach über die Schwierigkeit geklagt , tüchtige technische
Hilfskräfte zu gewinnen . Dieser mißliche Zustand sei auf den
Mangel einer Baugewerkeschule in Mannheim zurückzuführen .
Die Stadt Mannheim habe es an dem Röthigen nicht
fehlen lassen , um dem Uebel zu steuern und an der Gewerbe¬
schule besondere Kurse eingerichtet . Doch verhalte sich der
Vortheil dieser Kurse zu dem Nutzen einer Baugewerkschule ,wie der Nutzen einer Elementarschule zu demjenigen einer
Mittelschule . Die Baugewerkschule in Karlsruhe könne für
Mannheim nur wenig Bedeutung haben , da die Kosten
des Unterhalt - in Karlsruhe für die auswärtigen Schüler zu
hoch seien. Die Gründung einer Baugewerkschule in Mann¬
heim würde nicht nur der dortige « Industrie einen Dienst
erweisen , sondern auch den arbeitenden Klassen eine bessere
Ausbildung und Anspruch auf höhere Bezahlung gewähren .
Freiburg hätte sich gleichfalls um die Errichtung einer Bau¬
gewerkschule beworben ; nach Ansicht des Redners seien die
Interessen der beiden Städte nicht widerstreitend , vielmehr
werde die weitere Entwicklung dahin führen , daß in beiden
Städten eine Baugewerkschuie errichtet wird .

Staatsminister vr . Nokk : Die Petition wegen Errichtung
einer Baugewerkeschule in Mannheim werde seitens der
Großh . Regierung sorgfältig geprüft werden . Zunächst dürfte
allerdings abzuwarten sein, welche Resultate chie der Mann¬
heimer Gewerbeschule angefügte maschiuentechnische Abtheiluug
zeitigt . In voller Uebereinstimmung mit dem Gewerbeschul - I
rath vertrete die Großh . Regierung die Anschauung , daß zur I

Zeit , in Bedürfniß für zwei volle Baugewerkeschulen nicht
nachgewiese » sei . Wen » auch der Freiburger Gewerbeschule ,wie es in Mannheim nach der maschinentechnische» Seite ge¬
schehen ist, nach der bautechnischen Seite hin eine Abtheilung
angegliedert sein wird und diese Einrichtungen in vollem
Betriebe find , werde es sich Herausstellen , ob und wie die
Großh . Regierung in dieser Richtung weiter gehen muß .
Für Mannheim werde eine gewisse Förderung auch dadurch
cintreten , daß sich daselbst eine Privatschnle , welche schon in
einer andern Stadt , wie es scheint, nicht ohne Erfolg wirkte ,als eine Art technische Mittelschule niederlaffen wird . Redner
könne nur wiederholen , daß die Großh . Regierung die Frage
stets im Auge behalten werde.

Geh . Rath vr . Engler freut sich, daß es möglich ge¬worden ist , durch Bewilligung der Nachtragsforderung die
Baugewerkeschule in Karlsruhe qualitativ weiter auSzugestalten .
Die aus der Anstalt hervorgehenden Schüler seien der beste
Beweis für die Tüchtigkeit der Lehrkräfte und für die gute
Leitung der Anstalt . Auch Redner vertritt die Ansicht , daßdie Karlsruher Anstalt nicht für eine zu große Schülerzahl
eingerichtet werden sollte . Schulen dieser Art seien bestimmt
für eine Schülerqualität , welche aus den unbemittelteren
Ständen hervorgeht . Söhnen von Angehörigen des mittleren
und kleinen Gewerbestandes , von Aufsehern und selbst von
Fabrikarbeitern soll durch den Besuch der Baugewerkeschule
Gelegenheit gegeben werden , sich ein reichliches Maß von Kennt -
niffen und Fertigkeiten zu erwerben und dadurch eine bessere
Carriöre zu ermöglichen . Es wäre falsch , über das Maximum
einer Schülerzahl von 500 bei der Karlsruher Baugewerke¬
schule hinauszugehen . Dagegen sei es sehr am Platze , in dem
Jndustriecentrum Mannheim mit Einrichtung eines technischen
Unterrichts vorzugehen . Das Gleiche gelte für Freiburg ,welches selbst eine ansehnliche Industrie besitzt und das Centrum
für die Industrie des Oberlandes bildet . Man müsse dabei
berücksichtigen , daß es die Aufgabe der Baugewerkeschulen ist,nicht nur einem vorhandenen Bedürfniß Rechnung zu tragen ,
sonder » auch anregend zu wirken . Für die beiden Städte
möchte Redner jedoch nur die Errichtung von Abtheilungeneiner Baugewerkeschule empfehlen , wobei für Mannheim eine
maschinenbautechnische , für Freiburg eine bautechnische Abthei¬
lung in Betracht käme. Wie nützlich solche Anstalten auf die
Entwickelung des Gewerbes wirken , sehe man in der Schweiz ,welche uns auf diesem Gebiet verhältnißmäßig voraus ist .

Berichterstatter Frhr . v . Göler weist, um Mißverständ -
nisse zu beseitigen , darauf hin , daß die Budgetkommission die
Mannheimer Petition lediglich zur Kenntuißnahme , nicht
empfehlend zu überweisen beantragt . Die Kommission habe
keineswegs für Mannheim gegen Freiburg Stellung nehmen ,sondern die Großh . Regierung lediglich ersuchen wollen , den
Wunsch der Mannheimer Petenten einer Prüfung zu unter¬
ziehen , da sie sich sagte , daß für die Erfüllung desselben
Gründe gewichtiger Natur sprechen. In Mannheim würden
die bedeutendsten Gebäude maschinentechnischer Art ausgeführt ;Mannheim , in dessen Nähe eine Reihe kleinerer Städte mit
ziemlich bedeutender Industrie liegen, sei ei« Centrum für
Industriebauten . In diesem Sinne habe die Kommission den
Antrag an das Hohe Haus gerichtet , die Petition der Großh .
Regierung zur Kenntnißnahme zu überweisen . Hierauf wird
der Kommisstnsantrag :

Hohe Erste Kammer wolle
1 . die Nachforderunge » zum Spezialbudget des Großh .

Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts in Uebereinstimmung mit der Hohen Zweiten
Kammer bewilligen , und

2 . di- Petition des Stadtraths , der Handelskammer ,des Gewerbe , und Jndustrievereins , des Allgemeinen
Fabrikantenvereins und des Bezirksvereins deutscher
Ingenieure in Mannheim , die Errichtung einer
Baugewerkeschule in Mannheim betreffend , der
Großh . Regierung zur Kenntnißnahme überweisen ,einstimmig angenommen .

Zu Hauptabtheilung IV . Ministerium deS Innern ,Titel IX , Bezirksverwaltung und Polizei . 6 . Außer¬
ordentlicher Etat , ergreift Geh . Hofrath vr . Meyerdas Wort . Die Frage der Errichtung einer Neckarbrücke bei
Eberbach habe das Hohe Haus schon wiederholt beschäftigt .Beide Male sei Redner für die Bewilligung eines Staats -
beitrags bis zum Betrage von 150 000 M . eingetretea .
Nachdem nunmehr diese Forderung erfüllt ist, fühle er sich
veranlaßt , seiner Befriedigung hierüber Ausdruck zu gebenund der Großh . Regierung für das bewiesene Entgegenkommen
zu danken .

Titel XVII . Verwaltungszweige der Oberdirektion
des Wasser - und Straßenbaues .

8 . Außerordentlicher Etat . I . Straßenbau .
Geh . Hofrath vr . Meyer begrüßt die Einstellung einer

Summe für die Neupflasterung der Hauptstraße in Heidelberg .
Zwischen Regierung und Stadt Heidelberg habe sich ein Streit
darüber entspannen , ob die Neupflasterung als eine Haupt -
Verbesserung oder eine Unterhaltung anzusehe« sei. Im ersteren
Falle müßte die Stadt gemäß H 17 des Straßengesetzes ein
Drittel des Aufwands ersetzen , während sie im letzteren Falle
gemäß Z 18 des Straßengesetzes nur ein Viertel der Kosten
zu tragen hätte . Die Großh . Regierung habe erklärt , daß
sie in dieser Frage eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts .
Hofs herbeiführen werde . Derselben könne man mit Räche
entgegensehen .

! Hierauf werden die Nachforderungen zum Spezial -
! budget des Großh . Ministeriums des Innern in AuS -



gäbe und Einnahme in Uebereinstimuiung mit Len Beschlüßen
der Zweiten Kammer einstimmig genehmigt.

Das Gleiche findet statt hinsichtlich der Nachforde¬
rungen zum Spezialbudget des Großh . Finanz¬
ministeriums .

Geh . Rath Or . En gier erstattet den Bericht der Budget¬
kommission über den Gesetzentwurf , betreffend die
Ergänzung der Gehaltsordnung .

Redner bezieht sich auf den gedruckten Bericht, dem er zu¬
nächst nichts hinzuzüfügen habe .

Geh. Hofrath Or . Meyer : Er sei selbstverständlich mit
der Annahme des Gesetzentwurfs einverstanden. Wenn es
ihn freue , daß die Stelle des Oberbuchhalters bei der Uni-
versitätskafse wesentlich verbessert werde , so müsse er es anderer¬
seits bedauern, daß ein Gleiches hinsichtlich der Sekretäre für
die beiden Universitäten nicht geschehen ist . Hätte man den
Senat vorher gehört , so wären die Sekretäre wohl nicht
weniger günstig wie die Oberbuchhalter behandelt worden .
Für Heidelberg sei die Sache besonders mißlich , weil der
dortige Sekretär seinerzeit Oberbuchhalter war und sich somit
besser stellen würde, wenn er in seiner früheren Stellung ge¬
blieben wäre. Für die Sekretäre der einzelnen Institute sei
die Einreihung in O 5 vollständig entsprechend , dagegen sollten
die Universitätssekretäre nach der Klaffe ? 3 versetzt werden ,
wo sich die Sekretäre der Mittelstellen , Landgerichte u . s. w.
befinden . Der Universttätsjekretär wäre der erste Gehilfe des
Prorektors ; da letzteres Amt jedes Jahr wechselt, sei es von
besonderer Bedeutung , daß der Prorektor in dem Sekretär
einen tüchtigen Hilfsarbeiter besitzt . Der Sekretär der Uni¬
versität müsse eine gewisse Bildung besitzen , er müsse Latein
kennen und dürfe auch in sonstigen Sprachen wegen des Verkehrs
mit dem internationalen Universitätspublikum nicht unerfahren
sein. Finanziell wäre die Frage von sehr geringer Bedeutung,
da es sich nur um zwei Sekretäre an den Universitäten und
eventuell noch um einen Beamten an der Technischen Hoch¬
schule handle. Wenn Redner die Stellung eines Abänderungs¬
antrags unterlasse , so thue er es nur mit Rücksicht auf die
Geschäftslage, um nicht noch das Zustandekommendes Gesetzes
vor der Landtagsvertagung zu gefährden. An die Großh .
Regierung richte er aber die Bitte , das Vorrücken der Uni¬
versitätssekretäre nach ^ 3 in wohlwollende Erwägung zu
ziehen .

Geh. Hofrath Or . Rümelin : Obwohl die in Heidelberg
bestehenden besonder » Verhältnisse für Freiburg nicht gelten ,
wolle er doch den prinzipiellen Ausführungen des Herr» Vor¬
redners sich anschließen . Die Möglichkeit, für die Sekrctär -
stellen tüchtige Kräfte zu bekommen, wäre für beide Universitäten
gleich wichtig . An der Freiburger Universität beruhe der
größte Theil der Verwaltung auf dem Prorektor und dem
Sekretär , da der Beamte deS Bezirksamts nur zu einzelnen
Funktionen herangezogen werden könne. Der Wunsch auf
Besserstellung der Sekretäre sei um so berechtigter , als an
andern Universitäten, z . B . in Tübingen , akademisch gebildete
Beamte für die Verwaltungsgeschäfte angestellt seien.

Geh . Rath vr . En gl er : An der Karlsruher Technischen
Hochschule seien für die Verwaltungsarbeiten nur zwei Beamte
beschäftigt , ein Kasflrer und ein Berwaltungassistent, während
die Universitäten fünf Beamte besäßen . Naturgemäß seien
infolge dessen die beiden Beamten an d er Technischen Hochschule
mit Arbeiten außerordentlich belastet . Um tüchtige Kräfte für
diese Stellen gewinnen zu können , möchte er bitten, den Berwal -
tungSassistente », der vielfach die Geschäfte eines Sekretärs
versehen müßte, da die Technische Hochschule einen besonder»
Sekretär nicht besitzt, von 6 7 nach 6 5 zu versetzen.

Staatsminister I )r . Nokk : Das Unterrichtsministerium
theile im wesentlichen die Auffassung der Herren Vorredner
über die Bedeutung der Universitätssekretäre für die Hochschulen
und habe in der von Herrn Geh. Hofrath Or . Meyex bezeich -
neten Richtung schon Anstrengungen gemacht . Wenn dieselben
bisher nicht zum Ziele führen konnten, werde es Vorbehalten
sein, bei der nächsten Revision des Gehaltstarifs auf die An¬
gelegenheit zurückzukommeu .

Hierauf wird der Gesetzentwurf in Uebereinstimuiung
mit den Beschlüssen der Zweiten Kammer in namentlicher
Abstimmung einstimmig angenommen .

Namens der Kommission für Justiz und Verwaltung er¬
stattet Geh. Rath Ioos den Bericht über den Gesetz¬
entwurf , betreffend die Aenderung des Ge¬
setzes über den Elementarunterricht . Redner
berichtigt zunächst einen Druckfehler im Kommissionsbericht
auf Seite 4, wo eS in der Mitte statt 1890/91 1900/01
heißen sollte .

Der Gesetzentwurf habe den Zweck, eine Verbesserung der
Gehalte der Hauptlehrer in der Weise herbeizuführen, daß
unter Beibehaltung des Anfangsgehalts von 1100 und des
Höchstgehalts von 2000 M . eine Verkürzung in der bis zur
Erreichung deS Höchstgehalts erforderlichen Zeit eintritt .
Während bisher alle drei Jahre eine Zulage von 100 M .
gewährt wurde, soll die Zulage künftig jeweils 150 M . be¬
tragen und die erste Zulage schon nach zwei Jahren gegeben
werden. Die Folge der Maßnahme ist, daß die Hauptlehrer
statt wie bisher 27 Jahre nur 17 Jahre zur Erreichung
des Höchstgehalts brauchen. Diese in Artikel I enthaltene
Bestimmung entspreche der in der Petition des Lehrervercius
auf dem Landtag 1895/96 ausgesprochenen Bitte . Damals
habe das Hohe Haus anerkannt, daß die Lehrer durch die
geschichtliche Entwickelung anderen Beamtenkategorie» gegen¬
über etwas beaachtheiligt sind uüb daß die Ausgleichung
dieses Zustandes aus Gründen der Billigkeit auf die Dauer
nicht versagt werden könne . Andererseits habe eS die Ge¬
währung der Bitte nicht als dringlich in dem Sinne erachtet ,
daß dieselbe ohne Rücksicht auf die Lage des Staatshaushalts
alsbald zu erfolgen hätte . Durch die Vorlage des Gesetz¬
entwurfs hätte die Großh . Regierung nunmehr ausgesprochen ,
daß nach ihrer Auffassung die jetzige Lage des Staatshaus¬
halts gestatte, mit Wirkung vom 1 . Januar 1899 eine aber¬
malige Verbesserung der Gehaltsvcrhältniffe der Bolksschul-
hauptlehrer auSzuführen. Während Artikel 1 des Entwurfs
die grundlegende Bestimmung enthalte, befänden sich in den

Artikeln II bis IV Uebetgängsvörschliften , welche die An¬
wendung der geplanten Gesetzesänderungauf die am 1 . Januar
1899 bereits angestellten und die am gleichen Tage im einst¬
weiligen Ruhestande befindlichen Hauptlehrer zu regeln und
gewisse Härten bei der Berechnung des Ruhe- bezw. Ver-
sorgungsgehalts zu beseitigen bestimmt sind . Die Kommission
beantrage, die Bestimmungen des Regicrungsentwurfs an¬
zunehmen .

Zu Artikel II der Regierungsvorlage habe die Zweite
Kammer einen Zusatz beschlossen, wonach Hauptlehrer , die als
solche eine dreißigjährige Dienstzeit zurückgelegt haben , ohne
bis dahin den Höchstgehalt von 2 000 M . zu erreichen , durch
eine außerordentliche Zulage eine Erhöhung des Gehalts auf
2 000 M . erhalten . Ebenso sollen Hauptlehrer mit einer
Dienstzeit von 27 Jahren auf 1 900 M . und Hauptlehrer
mit 24 Dienstjahren auf 1800 M . durch außerordentliche
Zulagen aufgebessert werden . Die Bestimmung fände nicht
nur auf die Lehrer, die sich jetzt schon in diesen Verhältnissen
befinden , Anwendung, sondern auch auf diejenigen , die erst
später in die gleiche Lage kommen . Durch die Zusatzbestim¬
mung würden einige zweifellos vorhandene Härten ausgeglichen ,
welche nicht infolge mangelnden Wohlwollens gegenüber den
Lehrern oder einer Unbilligkeit des Gesetzes vom Jahre 1892 ,
sondern infolge der früheren Verordnungen über die Gehalts¬
verhältnisse der Lehrer entstanden sind . Da vor dem 1 . Mai
1892 die Höhe der Lehrergehalte in der Hauptsache nicht nach
dem Dienstalter , sondern nach Ortsklassen mit festen Sätzen
sich richtete , konnte eS Vorkommen, daß ein älterer Lehrer
niedereren Gehalt bezog als ein jüngerer . Um für solche
in ihrem Gehalt zurückgebliebene Lehrer einen gewissen Aus¬
gleich zu schaffen, sei von der Zweiten Kammer der Zusatz
beschlossen, der einer ziemlichen Anzahl von Lehrern ein höheres
Einkommen gewährt . Die Kommission empfehle auch die An¬
nahme dieses Zusatzes dem Hohen Hause.

Was die finanzielle Wirkung des Gesetzes angehe , so werde
die Gesammtsumme des jährlichen Mehraufwands im Behar¬
rungszustand 377 350 M . betragen. Der von der Zweiten
Kammer beschlossene Zusatz erfordere im Jahre 1899 einen
Mehraufwand von 61905 M . , welcher im Jahre 1900 auf
78 435 M . , im Jahre 1^901 auf 44685 M . sich belaufe
und schließlich, wenn alle Lehrer vollständig unter die Be¬
stimmungen des neuen Gesetzes fallen, ganz verschwinde« wird.

Dem Hohen Hause liege eine Petition des Lehrervereins
vom 10 . Januar 1898 vor, die einmal eine Beseitigung der
größte» Härten durch Zuweisung außerordentlicher Zulagen
an solche ältere Lehrer, welche durch die Ucbergangsbestim-
mungen besonders schwer getroffen worden sind , anstrebe und
daun eine Neuregelung der Gehaltsvcrhältniffe der Volksschul¬
lehrer in der Weise wünsche, daß die Lehrer unter Einreihung
in die Gehaltsordnung des Beamtengesetzes die nämlichen
Gehaltsbezüge erhalten wie diejenigen Beamten , denen sie nach
Maßgabe ihrer Vorbildung gleichzustellen sind . Dem ersteren
Begehren der Petenten sei durch den von der Zweiten Kammer
beschlossenen Zusatz entsprochen ; hinsichtlich des letzteren
Punktes möchte sich Redner lediglich auf die ausführlichen
Darlegungen in dem Kommissionsbericht der Zweiten Kammer
beziehen . Die Kommission bitte, die Petition für erledigt zu
erkläre« .

Hierauf wird der Kommissionsantrag :
Hohe Erste Kammer wolle

1 . dem Entwürfe eines Gesetzes, betreffend Aende -
rungen des Gesetzes über den Elementarunterricht ,
in der von der Hohen Zweiten Kammer beschlossenen
Fassung zustimmen;

2 . die Petition des engeren Vorstandes des Badischen
Lehrervereins ä . cl . Dill -Weißenstein, 10 . Januar
1898 für erledigt erklären.

in namentlicher Abstimmung einstimmig angenommen .
Geh. Hofrath vr . Meyer erstattet den Bericht der Kom¬

mission für Justiz und Verwaltung über den Entwurf
eines Enteignungsgesetzes .

TM badische Zwangsabtretungsgesetz vom 28 . August 1835
gehöre zu den ältesten EnteignungsgcsetzenDeutschlands . Die
äußere Veranlassung zu dem neuen Entwurf biete die Ein -
führung des Bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich .
Wenn auch nach Artikel 109 des Einführungsgesetzes die
Regelung der Zwangsenteignung . auch soweit privatrechtliche
Verhältnisse dabei in Betracht kommen , uneingeschränkt der
Landesgesetzgebung überlassen ist, so könnte doch selbstverständ¬
lich die Einführung eines neuen bürgerlichen Rechts auf die
Gestaltung eines Gegenstandes , bei dem sich öffentliches und
Privatrecht nahe berühren , nicht ohne Einfluß sein . Bon
dem badischen Zwangsabtretungsgesetze dürfe man sagen , daß
es sich in der Praxis im allgemeinen bewährt hat . Trotzdem
sei es natürlich , daß sich infolge einer nunmehr reichlich sechzig -
jährigen praktischen Erfahrung eine Reihe von Uebelstäuden
hcrausgestellt haben, die eine Verbesserung wünschenswerth er¬
scheinen lassen . Außerdem habe die Gesetzgebung anderer deut¬
schen Staaten in den letzten Jahrzehnten entschiedene Fort¬
schritte auf dem Gebiet des Enteignungsrechts gemacht . Nament¬
lich habe das preußische Gesetz von 1874 bahnbrechend ge¬
wirkt, welches auf die Gesetzgebung in andern deutschen Staa¬
ten, z . B . in Württemberg einen maßgeb -nden Einfluß geübt
hat . Der zur Berathung stehende Gesetzentwurf schließe sich
zum Theil an die Bestimmungen des früheren badischen Ge¬
setzes an , soweit dieselben sich bewährt haben , zum Theil sei
er den Bestimmungen der neueren Enteignungsgesetze, beson¬
ders des preußischen und württembergischen, gefolgt . Der
Entwurf enthalte gegenüber dem Gesetz von 1835 eine Reihe
von entschiedenen Verbesserungen. AlS solche käme in erster
Linie in Betracht , daß der für die Werthbemeffung maßgebende
Zeitpunkt durch das Gesetz genau fixirt und dessen Bestim¬
mung nicht mehr den Behörden überlassen ist. Sodann sehe
der Entwurf vor, daß der Enteigner von einem bestimmten Zeit¬
punkt, nämlich der Zustellung des Feststellungsbescheids au , au
die Enteignung gebunden ist, während er bisher bis zum letzten
Augenblick zurücktreten konnte . Einen weiteren großen Fort¬
schritt bedeute die Einführung des administrativen Entschädi¬
gungsverfahrens . Das badische Zwangsabtretungsgesetz von

1835 habe , der französischen Gesetzgebung folgend , die Fest¬
setzung der Entschädigung den Gerichten überlassen , so daß
jedesmal ein Prozeß nöthig fiel, der sich eventuell durch drei
Instanzen fortspann . Nunmehr solle der Laudeskommiffär
mit einigen sachkundigen Personen die Entschädigung feststellen .
Da dieses Verfahren , gegenüber dessen Ergebnissen die Be¬
schreitung des Rechtswegs zulässig ist, ausreichende Garantien
für eine unparteiische Schätzung bietet , würden sich die Par¬
teien wohl regelmäßig bei dem Verwaltungsbescheid beruhigen
und dadurch eine schnellere , mit weniger Kosten verknüpfte
Enteignung möglich werden .

Obwohl die Kommission den Entwurf als eine durchaus
geeignete Grundlage für die Neuregelung des Enteignungs -
rechts hält , so habe sie doch , wie es bei einem so große»
Gesetz natürlich ist, in einigen Punkten eine abweichende An-
sicht vertreten und demgemäß manche Abänderungen vor¬
geschlagen, wobei sic an einzelnen Stellen auch die Bestim¬
mungen des früheren badischen Gesetzes wieder ausgenommen
hat . Erfreulicherweise sei eine völlige Verständigung mit der
Großh . Regierung erzielt worden, die zu den Abänderungs¬
vorschlägen ihre Zustimmung erklärt habe. Bei einem Ent -
eignungsgesctz wäre es nothwendig, daß die sich vielfach ent¬
gegen stehenden Interessen des Enteigners und Enteigneten
gerecht und billig gegen einander abgewogen werden. Man
könne wohl sagen, daß in dem Entwurf eine billige, mittlere
Linie gefunden worden ist.

Die Regierungsvorlage beziehe sich nur auf die Enteignung
von Gruudeigenthum . Die Enteignung beweglicher Sache,
welche ebenfalls rechtlich möglich ist, werde zweckmäßiger in
Spezialgesctzen geregelt , wie auch alle neueren Enteigungs -
gesetze lediglich die Enteignung von Grundeigenthum in das
Äuge gefaßt haben .

In der Kommission hätte sich eine eingehende Diskussionüber die Bestimmungen hinsichtlich der Feststellung der Ent¬
schädigung entsponnen . Z 7 der Regierungsvorlage enthalte
hierüber schon eine allgemeine Vorschrift. Weiter befände »
sich aber in dem Entwurf eine Reihe von Bestimmungen über
die Entschädigung, die größtenteils nur eine Anwendung und
Spezialisirung des in Z 7 ausgesprochenen Grundsatzes dar -
stellcn . Die Kommission habe vollständig zugegeben , daß in
8 7 alles gesagt ist, was die Grundlage der Entschädigungbildet, doch habe sie eine weitere Spezialisirung für die Praxis
für sehr wünschenswerth gehalten, zumal das Gesetz ein Ber -
waltungsgesetz ist und nicht bloß von rechtsgelehrten Richtern,sondern auch von Laien gehandhabt werden wird . Außerdem
fei darauf hinzuweisen , daß man in allen modernen Ent¬
eignungsgesetzen eine derartige Spezialisirung für nothwendig
erachtet habe .

Der Uebergang des Eigenthums bei der Zwangsenteignungwäre nach dem bisherigen Gesetz mit der Zahlung oder
Hinterlegung der Entschädigung eingetreten. Der Entwurf
schreibe nunmehr vor, daß mit der Zustellung des von dem
Landeskommiffär nach Zahlung oder Hinterlegung der Ent¬
schädigung zu erlassenden Enteignungsbeschlusses an den Ent -
eigneten das Eigenthum auf den Enteigner übergeht. Die
Bestimmungen des Entwurfes entsprächen den Grundsätzen,
welche schon jetzt in Preußen , Württemberg und einer große»
Reihe anderer Staaten gelten. Mit Recht mache die Be-
gründung zur Regierungsvorlage darauf aufmerksam, daß bei
der durch das Bürgerliche Gesetzbuch eintretendeu RechtS -
gemeinschaft großer Werth darauf zu legen sei, daß die Grund¬
sätze über die privatrechtliche Wirkung der Enteignung mög -
lichst gleichmäßig gestaltet werden . Schon aus diesem Grunde
empfehle sich der Anschluß an die bereits jetzt im weitaus
größten Theil von Deutschland maßgebenden Vorschriften.
Außerdem sprächen für die Bestimmungen der Vorlage aber
auch sachliche Erwägungen . Die Vollziehung der Enteignung
durch die Verwaltungsbehörde erscheine am besten geeignet , die
im vorliegenden Falle nicht erforderliche Eintragung im
Grundbuch zu ersetze », weil der von der Verwaltung vor-
genommene Akt ebenfalls mit amtlicher Autorität und öffent¬
lichem Glauben versehen ist . Dadurch aber, daß der Ver¬
waltungsbehörde die Pflicht auferlegt wird, die Eintragung
deS Enteignungsbeschluffes im Grundbuch zu bewirken , sei
auch dafür Sorge getragen, daß der Inhalt des Grundbuches
sich mit dem tatsächlichen Rechtszustande im Einklang be-
findet.

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . Rath Or .
Eisenlohr : Nachdem von so berufener Seite sowohl im
schriftlichen Kommissionsbericht, wie im heutig » Vortrag die
Hauptbestimmungen des Gesetzentwurfs und die Gründe ,
welche zu der Vorlage geführt haben , dargelegt worden sind ,könne sich Redner auf die Bitte beschränken , den Gesetzentwurf
mit den Aenderungen, welche die Kommission vorgeschlagen
und mit welchen die Großh . Regierung sich einverstanden er¬
klärt hat, anzunehmen.

Kommerzienrath Scipio : Wenn auch das bisherige Gesetz
sich bewährt habe, so seien doch eine Reihe von Verbesserungen
in die Vorlage ausgenommen worden, die deren Annahme als
wünschenswerth erscheinen lassen . Insbesondere möchte er da¬
rauf Hinweisen, daß die Einführung des administrativen Ent -
schädigungsvcrfahrenS einen großen Fortschritt darstellt. Der
Laudeskommissär werde mit Unterstützung der Sachverständigen
die Entschädigung sehr wohl feststellen können . Dadurch würde
eine Reihe von Prozessen , in welchen der Richter doch im
wesentliche» auf das Urtheil der Sachverständigen angewiesen
war , vermieden . Redner wollte nicht verfehlen, nachdem er seit
viele Jahren als Sachverständiger bei solchen Enteignungen
mitgewirkt hat, seiner aus der Praxis geschöpften Ueberzeugung
Ausdruck zu geben .

Hierauf wird die GencraldiSkussion geschlossen
und in die Spezialberathung eingetreten .

Zu Titel I bemerkt der Berichterstatter , daß hier die
Kommission nur einige redaktionelle Aenderungen verschlage .

Titel II . Der Berichterstatter : In Z 6 seien außer
dem Eigenthümer auch die sonstigen dinglich Berechtigten, sowie
Pächter und Miether als unmittelbar Eutschädigungsberechtigte
bezeichnet. Ja Z 8 habe die Kommission den für die Werth -
bemeffung maßgebenden Zeitpunkt noch weiter, als es '



Regierungsvorlage vorgesehen war , zur Vermeidung eines Ein¬
flusses der Spekulation auf die Preisbildung zurückvcrlegt. In
ß 10 sei die nicht einwandfreie Unterscheidung von Mehrwerth
und Miuderwerth von der Kommission beseitigt worden. Für
den tz 12 hätte die Kommission, da der Nachweis sehr schwer
zu erbringen ist, daß Baute » nur mit Rücksicht auf eine höhere
Entschädigung ausgeführt wurden, die klarere Bestimmung des

bisherigen badischen Gesetzes vorgezogen . In dem letzten Absatz des

814 der Kommissionsfassungbefinde sich ein Druckfehler, indem es

zu Beginn desselben heißen sollte » in Abs . 3 » statt »in Abs . 7 « .
Geh. Hofrath vr . Rümelin war hauptsächlich in zwei

Punkten nickt mit dem Regierungsentwurf einverstanden.
Einmal habe er gewünscht , daß die Entschädigungsberechtigten
genauer sixirt würden, was durch die von der Kommission
»orgeschlagene Aenderung des 8 6 geschehen sei. Sodann halte
er es statt der vielen Spezialbestimmungen für besser, wenn

einfach gesagt würde, daß der Unternehmer zur Entschädigung
verpflichtet ist, vielleicht noch mit dem Zusätze , daß bei der

Entschädigungsbestimmung die gesammte Vermögenslage des

zu Entschädigenden in Rücksicht zu ziehen ist . Von der

Richtigkeit der Ansicht der Mehrheit der Kommission hätte er

sich nicht überzeugen können , er beschränke sich jedoch hier
darauf , seine abweichende Ansicht auszusprcchen, ohne einen

Abänderungsantrag zu stelle«.
Geh. Hofrath vr . Meyer verweist demgegenüber auf seine

früheren Ausführungen .
Bei Titel III erwähnt der Berichterstatter , daß die Kom¬

mission in § 20 statt „im Großherzogthum " zu sagen
beantrage „im Deutschen Reich" . In 8 34 habe die Kom¬

mission den Abs. 3 der Regierungsvorlage dem Abs . 1 daselbst
angefügt, da er sich nur auf diesen beziehe. In 8 44 bitte
die Kommission den Passus der Regierungsvorlage „bei Rechts¬
frage» entscheidet die Stimme des Landeskommiffärs" zu
streichen, indem Rechts- und Thatfragen in diesem Verfahren
nicht so leicht zu trennen fmd . Sollte die Rechtsfrage je
unrichtig entschieden werden, so bliebe dem Verletzten die Be¬

schreitung des ordentlichen Rechtswegs. Uebrigens wirkten

auch sonst, wie z. B . beim Schöffengericht und Bezirksrath ,
die Laien bei Entscheidung von Rechtsfragen mit .

Hierauf wird der Gesetzentwurf in der von der Kom¬
mission vorgeschlageuen Fassung in namentlicher Abstimmung
einstimmig angenommen .

Geh . Hofrath vr . Meyer erstattet den zweiten Bericht
der Kommission für Justiz und Verwaltung über den Gesetz¬
entwurf , die Ausübung der Realgewerbeberech ,

tigungen betreffend .
Die Hohe Zweite Kammer habe an dem Gesetzentwurf nur

zwei nicht sehr erhebliche Aenderungen vorgenommeu. In tz 2

sei die Bestimmung cingefügt worden, daß vor Versagung der
Erlaubniß der Apothckerausschuß zu hören ist, wogegen keine
Bedenken bestehen. In 8 3 wäre vorgeschrieben gewesen , daß
die Zurücknahme der Erlaubniß und die Untersagung des Be¬
triebs einer Realapotheke durch das Ministerium des Innern
erfolge» solle und daß vor der Entscheidung der Ausschuß der

Apotheker zu hören sei. Die Zweite Kammer habe an Stelle
deS » Ministeriums des Innern « die »zuständige Behörde«

gesetzt und das Ministerium zugesagt, die Entscheidung in der

Vrllzugsverordnung der Disziplinarkammer der Apotheker zu
übertragen. Demgemäß sei die Anhörung des ApothekerauS-

schusses in Wegfall gekommen. Da die Großh . Regierung
also ein entscheidendes Gewicht aus Beibehaltung der Ent¬

scheidung nicht legt , so bestehe auch für die Kommission keine
Veranlassung, daran festzuhalten, obwohl sie die frühere Be¬
stimmung vorgezogen hätte.

Präsident des Ministeriums deS Innern , Geh. Rath vr .
Eisenlohr : Seitens deS Apothekerstaudes sei großer Werth
darauf gelegt worden , daß die Entscheidung über Entziehung
von Konzessionen nicht dem Ministerium des Innern , sondern
der Disziplinarkammer der Apotheker übertragen werde . Die¬
sem Verlangen hätte die Großh . Regierung entsprechen können ,
da gegen die Entscheidungen der Disziplinarkammer , welche
auS acht Apothekern unter dem Vorsitz eines von der Großh .

Regierung ernannten Verwaltungsbeamten zusammengesetzt ist,
dem Vorsitzenden daS Recht deS Rekurses an das Ministerium
des Innern in gleicher Weise zusteht , wie dem Vorsitzenden
des Bezirksraths gegen die Entscheidungen dieser Behörde aus
Gründen des öffentlichen Interesses . Es bestehe also bei der

Möglichkeit , die Sache doch an das Ministerium des Innern
zu bringen, keine Gefahr , daß eine zu milde Beurtheilung
Platzgreifen werde .

Der Gesetzentwurf wird in der Fassung der Zweiten
Kammer in namentlicher Abstimmung einstimmig an¬

genommen .
Geh. Rath JooS berichtet namens der Kommission für

Justiz und Verwaltung über den Gesetzentwurf , betreffend
die Vereinigung der Gemeinde Nvckarau mit der

Stadtgemeiude Mannheim .
Redner bittet, dem vom anderen Hohen Hause unverändert

angenommenen Gesetzentwurf die Zustimmung zu ertheilen, und

bezieht sich zur Begründung des Kommisfionsantrags auf den

gedruckten Bericht.
Kommrrzicnrath Seipio : Der vorliegende Gesetzentwurf

sei bestimmt , sowohl Mannheim wie Neckarau eine Wohlthat
zu erweisen. Deshalb fühle sich Redner berufen, als Mann¬

heimer der Großherzoglichen Regierung für die Vorlage zu
danken . In Neckarau wären eine Anzahl von Mannheimer
Fabriken entstanden, während sich in Mannheim beschäftigte
Arbeiter in Neckarau ansiedelten, so daß eine Reihe gegen¬
seitiger Beziehungen sich entwickelt haben. Redner gibt sich
der Hoffnung hin , daß das Gesetz eine weitere Kräftigung
der industriellen Entwicklung Mannheims herbeiführen werde .

Der Kommissiousantrag :
»Hohe Erste Kammer wolle dem Entwurf eines Ge¬

setzes , betreffend die Vereinigung der Gemeinde Neckarau
mit der Stadtgemeiude Mannheim in der von der Groß¬
herzoglichen Regierung vorgeschlagenen und von der Hohen
Zweiten Kammer angenommenenFassung die Zustimmung
ertheilen« ,

siudet in namentlicher Abstimmung einstimmige Annahme .

Geh. Rath JooS erstattet den Bericht der Kommission
für Justiz und Verwaltung über den Gesetzentwurf , be -
treffend den Besuch des gewerblichen und Fort -
bilduugsunterrichtS .

Der Gesetzentwurf bezwecke die Ausfüllung einer Lücke , die
sich durch die Entscheidung des Oberlandcsgerichts vom 3 . Mai
1897 ergeben hat . Dieser Entscheidung liege die Auffassung
zu Grunde , daß für die zwangsweise Beiziehung zum gewerb¬
lichen Unterricht hinsichtlich derjenige » gewerblichen Arbeiter,
Lehrlinge und Gehilfen, welche aus der Schule entlassen sind ,
jedoch noch nicht das 16 . Lebensjahr zurückgelegt haben , eine
gesetzliche Unterlage fehlt. Nunmehr solle dieselbe durch den
Entwurf geschaffen werde» . Hinsichtlich der Begründung be¬
zieht sich Redner auf den gedruckten Bericht. Persönlich und
nicht in seiner Eigenschaft als Berichterstatter wirft Redner
die Frage auf, ob eS überhaupt nöthig war , wegen einer ein¬
zelne», mit der bis dahin festgehaltene » RechtSauffaffung der
Organe der Unterrichtsverwaltung nicht im Einklang stehen¬
den Entscheidung den Gesetzgebungsapparat in Bewegung zu
setzen . Nach seiner Ansicht wäre dem erkennenden Gericht bei
seiner Entscheidung der Unterschied zwischen dem Ausdruck
»Fortbildungsschule« im Sinne des 8 120 der deutschen Ge¬
werbeordnung und dem gleichen Ausdruck im Sinne des ba¬
dischen Landesgesetzes vom 18 . Februar 1874 über die Fort¬
bildungsschulen entgangen. Redner führt dies im einzelne »
aus , verkennt jedoch nicht , daß selbst im Falle der Rechts¬
irrigkeit der Anschauung des Oberlandesgerichts es doch vor¬
zuziehen ist, durch eine gesetzgeberische Maßnahme Klarheit zu
schaffen. Allerdings werde durch das jetzige Aushilfegesetz
wohl nur Stückwerk geleistet , da es nicht ausgeschlossen ist,
daß später wieder andere Arten von Fortbildungsschulen , z . B .
landwirthschaftliche Fortbildungsschulen , zur Entstehung ge¬
langen, für die dann die gesetzliche Grundlage für den Schul¬
zwang fehle . Es wäre deshalb vielleicht empsehlenswerther
gewesen, die gesetzgeberische Bearbeitung weiter auszugestalten ,
obwohl sich hierbei zweifellos große Schwierigkeiten ergeben
hätten.

Hierauf wird der Gesetzentwurf in namentlicher Ab¬
stimmung einstimmig angenommen .

Frhr . v . Rüdt verliest für den erkrankten Berichterstatter
Graf v . Helmstatt den Bericht der PetitionSkommrssion über
die Bitte des Stefan Stoll von Ofteriugen um
Ausbezahlung des vollen Betrages von Brandent -

schädigungSgeldern .
Der Kommisfionsberichtführt auS , daß der Petent , welcher

im Jahre 1892 von der Sparkasse Großlaufenburg die
Brandstätte nebst Trümmern des Hauses Nr . 11 in Ofteringen
mit dem Rechte des Bezuges des Brandkaffengeldes in Höhe
von 6 517 M . 46 Pf . und der Pflicht des Wiederaufbaues
des abgebrannten Gebäudes für den Preis von 4000 M .
käuflich erworben hat , hierbei keineswegs ein derart glänzendes
Geschäft gemacht habe , daß daraufhin ein Abzug von 10 "/o
gerechtfertigt erscheine. Der Petent hätte , da der Bauplatz
sich als durchaus unbrauchbar erwies, einen andern Platz für
1000 M . erwerben und für die Ausräumungsarbeite « einige
100 M . aufwenden müssen , so daß von der Brandentschädigung
wohl kaum so viel übrig blieb, um die Verpflichtung zu dem
nunmehr auS eigenen Mitteln zu erstellenden Neubau auch
nur einigermaßen aufzuwägen. Zudem ergebe sich aus den
Materialien zum Feuerverficherungsgesetz fast mit Sicherheit ,
daß der Gesetzgeber, als er die Möglichkeit eines Abzugs an
der Brandentfchädigungssumme bei der Genehmigung der Ver¬
legung der Baustelle vorsah , den hier in Frage stehenden Fall
nicht ins Auge gefaßt hat . Eine Spekulation seitens des
Petenten , zu dessen Gunsten sich sowohl der Gemeinderath
Ofteringen wie das Bezirksamt WaldShut sehr warm aus -
sprechen, erscheine nach Sachlage ausgeschlossen . Die Kommission
komme hiernach zu dem Antrag , die Petition der Großh .
Regierung empfehlend zu überweisen .

Präsident des Ministeriums deS Innern , Geh . Rath vr .
Eisen lohr , will sich bemühen , kurz den Standpunkt des
Ministeriums des Innern in dieser Angelegenheit zu verthei -
digen , der von Seiten der Zweiten Kammer und der Kom¬
mission dieses Hohen Hauses als eine zwar nicht ungesetzliche,
aber doch unbillige Härte bezeichnet worden ist. Bei dieser
Auffassung werde übersehen , daß nach dem Badischen Feuer -
versichcrungsgesetz bei der staatlichen Gebäudeversicherung nicht
wie bei den Privatversicherungsgesellschaften einfach die Ent¬
schädigungssumme ausbezahlt werde , sondern der Beschädigte
lediglich die Möglichkeit erhalten solle, mit Hilfe der General¬
brandkaffe das Haus an demselben Platze, wo es gestanden
hat , und in derselben Weise, wie es früher gebaut war , wieder
zu errichten . Von der Verpflichtung der Wicderaufbauung
des Gebäudes an dem gleichen Platze in der früheren Weise
sehe das Gesetz bloß in dringenden Fällen eine Nachstchts-
ertheilung vor und auch dann nur mit dem Vorbehalt , daß
die Verwaltung berechtigt ist , einen Abzug wegen der gegen
die Absicht des Gesetzes vorgenommenen Verlegung des Bau¬
platzes eintreten zu lassen. Im vorliegenden Falle habe
zweifellos der Käufer deS Bauplatzes und Empfänger der
Entschädigungssumme im Voraus die Absicht gehabt, nicht
dort wieder zu bauen, wo das alte Haus gestanden hat , da
er diesen Platz für seine Zwecke nicht gebrauchen konnte.
Wenn ihm unter diesen Umständen die Bedingung nachgelassen
wurde, das HauS an dem alten Platz wieder zu erstellen, sei
ihm ei» großer Vortheil erwachsen . In Anbetracht dessen
wäre ein Abzug an der Brandentschädigungssumme um so
berechtigter gewesen, als er ja die 6 000 M . betragende Affe -
kuranzsumme sammt dem Bauplatz für nur 4 000 M . er¬
worben hat. Der Käufer wäre über die Sachlage vollständig
unterrichtet gewesen, da er bei Einholung der Genehmigung
zum Erwerb der Forderung seitens der Generalbrandkaffe
darüber aufgeklärt wurde, daß mit dem Erwerb der Forderung
die Verpflichtung verbunden ist, das Haus an der alten Stelle
wieder aufzubauen.

Nach den gesetzlichen Bestimmungen könne es sich auch gar
nicht darum handeln, daß das Ministerium des Innern einen
Akt der Mildthätigkeit ausüb-. Die Entschädigungssumme
werde nicht aus der Staatskasse bezahlt, sondern aus der durch

die Beiträge der Hauseigenthümer gebildeten Generalbrandkaffe.
Eine jede Wohlthätigkeit und milde Handlung , wie sie hier
begehrt wird, stelle sich also als eine Belastung der Haus »
eigeuthümer dar , die gesetzlich verpflichtet sind, sich au der
Brandverficherungskaffe zu betheiligeu . Der auS Vertretern
der Hauseigenthümer gebildete , zur Wahrung der Interessen
derselben dem BerwaltuugSrath zur Seite gestellte Ausschuß
sei über den vorliegenden Fall gehört worden und habe mit
acht gegen zwei Stimmen erklärt, daß der Abzug vollständig ge¬
rechtfertigt ist . Nachdem so die Vertretung der Hauseigeu-
thümer daS Verfahren des Ministeriums des Innern und der
Generalbrandkaffe gebilligt hat, müsse das Ministerium an
seiner Ueberzeugung festhalten , daß in diesem Falle vollständig
nach Recht und Gerechtigkeit verfahren worden ist und von
einer Härte nicht die Rede sein kann. Wenn daS Hohe Haus
dem Antrag der Kommission beitrete , werde daS Ministerium
die Sache lediglich an de» BerwaltuugSrath zur nochmaligen
Beschlußfassung durch die Vertretung der Hauseigenthümer
bringen können .

Daß der Petent schließlich auf seine Rechnung bei Erbauung
deS neuen Hauses nicht gekommen sein soll, wäre auf die
Sache selbst ohne jeden Einfluß . Es handle sich lediglich
darum , ob es zulässig und begründet war, de» erfolgten Abzug
zu machen , waS mit Rücksicht auf den dem Empfänger durch
die Verlegung des Bauplatzes erwachsene» bedeutende» Bortheil
unbedingt zu bejahe» ist.

Frhr . v . Rüdt : Die Kommission habe die Trag¬
weite und den Sinn des Gesetzes keineswegs verkannt. Die
Sparkasse selbst hätte de» Bauplatz mit den Brandentschädigungs-
geldern und der damit verbundenen Verpflichtung nicht höher
wie zu 4000 M . taxirt . Daß dem Petenten durch den
Erwerb der Brandstätte ein Vorteil erwachsen sei, möchte er
sehr bestreiten , da derselbe 1000 M . für einen Bauplatz auf¬
wenden und die Kosten der Abräumungsarbeiteu am Brand¬
platz bestreiten mußte. DaS Gesetz sage nicht : » es muß « ,
sondern nur » eS kann ein Abzug gemacht werden « . Die
Kommission hade einstimmig beschlossen , empfehlende Ueber-
weisung der Petition zu beantragen.

Geh . Hofrath vr - Meyer hegt nach den Ausführungen
des Herrn Ministers doch Bedenken , dem Kommissionsantrag
auf empfehlende Ueberweisung der Petition zuzustimmen. Bei
dem Fehlen eines gedruckten Berichts lasse sich die Sache nur
schwer übersehen . Beiden Theilen könne man dadurch gerecht
werden, daß man die Petition der Großh. Regierung nur zur
Kenntnißnahme überweise . Er stelle einen dahingehenden
Antrag .

Frhr . Ferdinand v. Bodman legt großen Werth
auf die Entscheidung der Vertretung der Versicherten , welche
er ohne sehr eingehende Untersuchungen , wie sie ja dem Hause
nicht möglich ist , nicht desavouiren werde . Er hätte es hier¬
nach nicht vermocht , für den Antrag auf empfehlende Ueber¬
weisung der Petition zu stimmen , dagegen unterstütze er den
Antrag des Herrn Vorredners.

Der KommissionSanlrag auf empfehlende Ueberweisung
derPetition wird abgelehnt und der Antrag auf Ueber¬
weisung der Petition zur Kenntnißnahme ange¬
nommen .

Geh . Hofrath vr . Rümelin erstattet den Bericht der
Petitionskommission über das Gesuch der Stadtgemeinde
Müllheim um Bewilligung einer Staatsbeihilfe
zu den Kosten der Wiederherstellung der durch Hoch¬
wasser beschädigten Ufer und Brücken des Klemm¬
bachs .

Durch ein infolge wolkenbruchartiger Regen eingetreteneS
Hochwasser sei im Mai 1897 der Gemeinde Müllheim ein
Schaden von über 18 000 M . erwachsen. Die Gemeinde habe
sich mit der Bitte um Gewährung einer Slaatsunterstützung
an daS Ministerium des Innern gewandt , wäre von diesem
aber unter Hinweis darauf , daß für den in Frage stehenden
Zweck überhaupt keine Mittel zur Verfügung stehen, abgewiesen
worden und auf eine Wiederholung des Gesuchs ohne Bescheid
geblieben . Die Stadtgemeinde Müllheim begründe die nunmehr
an die Erste Kammer gerichtete Bitte , ihr bei dem Ministerium
deS Innern eingereichtes Gesuch der Großh . Regierung zur
Berücksichtigung zu empfehlen , unter Hinweis auf ihre finan¬
zielle Lage, indem sie bei einer Gemeindeumlage von 50 Pf .
eine Schuldenlast von 260 000 M . besitze. Thatsächlich wären
aber die ökonomischen Verhältnisse MüllheimS nicht so un -
günstig , da der erwähnten Schuldenlast ein Aktivvermögenvon
985 675 M . und ein umlagepflichtiges Gcsammtsteuerkapital
von 11 920 351 M . und der Umlage von 50 Pf . ein in
372 Loosen bestehender Bürgernutzen im Gesammtwerth von
9 471 M . gegenübersteheu. Mit einer einmaligen Umlage von
15 Pf . könnte der in Frage stehende Aufwand gedeckt werden.

Die Kommission glaub- zunächst ihre prinzipiellen Bedenke»
dagegen aussprechen zu sollen, daß den Gemeinden auch bei
elementaren Schäden geringeren Umfangs eine StaatSbeihilse
gewährt wird ; sie habe sich auch nicht davon überzeugen können,
daß die finanziellen Verhältnisse der Stadtgemeiude Müllheim
ein Eingreifen der Staatskasse besonders rechtfertigen.

Nachdem aber die Zweite Kammer die Petition einstimmig
der Großh . Regierung empfehlend überwiesen hat, erscheine es
der Kommission nicht angezeigt, daß diese« Hohe Haus an
einem derartigen Beschluß Kritik übt, und stelle, da der lieber -
gang zur Tagesordnung in diesem Sinne aufgefaßt werden
könnte, den Antrag :

Die Petition der Großh. Regierung zur Kenntniß -
uahme zu überweise».

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . Rath vr .
Eisenlohr : Er habe auch schon in der Zweiten Kammer
auf die Bedenken aufmerksam gemacht, die hervorgerufen wer¬
den müßten , wenn die Großh. Regierung die Verpflichtung
anerkennen wollte , bei jedem größeren elementaren Schaden au
die Gemeinden Ersatz oder Beihilfe aus der Staatskasse zu
leisten . Für derartige Zwecke sei gar keine Position im Budget
vorgesehen und könne deshalb dem Gesuch der Gemeinde Müll¬
heim nicht entsprochen werden . Redner habe es aber der
Hohen Zweiten Kammer anheimgegeben, erneu Beschluß dahin
zu fassen, daß die zur Beihilfe an die Gemeinden aus Anlaß



1>er Hochwasserbeschädigungen vom März 1896 bewilligteSumme überschritten werden darf und dabei auch die Gemeinde
Müllheim ausnahmsweise in Betracht gezogen werden soll .Dies sei geschehen und könne er sich deshalb in gewister Hin¬sicht der Petition gegenüber freundlich stellen , wiewohl er an¬nehme, daß die Gemeinde Müllheim wenig Veranlassung habe ,Beiträge aus der Staatskasse in Anspruch zu nehmeu .

Hierauf wird der Kommissionsantrag einstimmig
angenommen .

Geh . Rath vr . Engler richtet die Anfrage au die
PetitionSkommisfio». wie die Petition der technischen Staats¬beamten io Betreff der Berechtigungen der Oberrealschuleuseitens der Kommission behandelt worden ist oder wie be¬
absichtigt ist, dieselbe zu behandeln.

Frhr . v . Rüdt erwidert , daß diese Petition sich auSeinem formellen Grunde nicht zur Behandlung eigne , da daS
Petitum dahin gehe , das HauS möge über die Petition derStädte zur Tagesordnung übergehen, letztere Petition aberbei der Ersten Kammer gar nicht eingekommen ist.Eventuell könnten die Petenten eine abgeänderte Petitionspäter eiureichen , wenn sie die Verhandlung der Sache indem Hohe» Hause wünsche«. Eine zweite Petition , welche

sich auf die Vereinigung von Dorf und Stadt Kehl bezieht ,dürfe man , da ein solcher Gesetzentwurf nicht eingekommenund auch wohl nicht beabsichtigt ist, wohl gleichfalls als er¬ledigt ansehen .
Geh. Rath vr . Engler : Er verkenne nicht die formelle

Berechtigung der Gründe , welche die Petitionskommisston zurNichtbehandlung der Eingabe der technischen Staatsbeamte »geführt habe , bedaure es aber als Angehöriger der TechnischenHochschule , daß es ihm so nicht möglich geworden sei , überdie wichtige Frage der Berechtigung der Oberrealschulen zuWorte zu kommen . Es sei nicht seine Absicht gewesen , aufdie von einzelnen Rednern des andern Hohen Hauses geübteherbe Kritik an der Stellungnahme deS Polytechnikums undder technischen Staatsbeamten deS Landes in gleicher Weisezu antworten , wohl aber eine Reihe notorischer Jrrthümer ,die dabei zu Tage traten , richtig zu stellen . Er behalte sichvor, bei anderer Gelegenheit auf den Gegenstandzurückzukommen ,und hoffe, daß dies auf dem von Herrn Frhrn . v . Rüdt an¬gedeuteten Wege möglich sein werde .
Frhr . v . Bad man schlägt vor , die früheren Mitgliederdes landständischen Ausschusses , Frhrn . v . Güter , Frhrn . v .Rüdt und Geh . Rath vr . Engler , durch Akklamationwieder zu wählen.
Dies geschieht.
Der Durchlauchtigste Präsident theilt mit , daßSchreiben des Präsidiums der Zweiten Kammer , betreffendBeschlüsse zu den Gesetzentwürfen betreffend die AbänderungdeS HandelSkammergesetzeS und die Besteuerung des Wander¬

gewerbebetriebes eingekommen sind .
Dieselben werden den bezüglichen Kommissionen über¬

wiesen .
Der Durchlauchtigste Präsident erklärt, daß die nächsteSitzung Freitag den 15 . Juli , Vormittags 10 Uhr, stattfindenwerde , und schließt hierauf die Sitzung .-

115 . öffentliche Sitzung der Zweite « Kammer
am Freitag , den 15 . Juli 1898 .

(Ausführlicher Bericht .)
Am Regierungstisch : Präsident des FinanzministeriumsGeh . Rath vr . Buchenberger , Geh . OberfinanzrathGöller , Ministerialrath vr . Glöckner ; später : Präsidentdes Ministeriums des Innern , Geh . Rath vr . Eisenlohr .
Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um 9 */i Uhr undwidmet dem verstorbenen Geh . Kommerzienrath Kr afft fol¬genden Nachruf :
»Hochgeehrte Herren ! Noch einmal , ehe wir uns trennen,sehen wir uns in die betrübende Lage versetzt, einen Akt derPietät zu begehen, indem wir eines verstorbenen früheren Mit¬gliedes dieses Hauses ehrend gedenky «.

Herr Geh . Kommerzienrath Ernst Friedrich Krafft -
Grether von St . Blasien ist am 10 . d. MtS . nach raschverlaufenem schweren Leiden aus dem Leben geschieden. Der¬
selbe war am 18 . Mai 1823 geboren und hatte somit sein75 . Lebensjahr vollendet.

Der Verstorbene hat in der Zweiten Kammer den 8. Wahl¬bezirk St . Blasien-Schöuau -Neustadt von 1883 bis 1890vertreten . Mitglied des Reichstages war derselbe von 1878bis 1881 und von 1884 bis 1890 . Für den Landtag1893/94 war er von Seiner Königlichen Hoheit dem Gro fi¬
tz er zog zum Mitglied der Ersten Kammer ernannt worden.

Herr Geh . Kommerzienrath Krafft gehörte als Eigen-
thümer und Leiter eines großen Fabrikunternehmens zu den
ersten Industriellen des badischen Landes. Als solcher zeich¬nete er sich insbesondere dadurch aus , daß er de» sozial¬
politischen Bestrebungen des modernen Staatslebens nichtbloß ein tiefgehendes Berständuiß entgegenbrachte , sondern daßer der als berechtigt erkannten Ausgabe des Ausgleichs
zwischen den Interessen des Arbeitgebers und der Arbeit¬
nehmer auch die menschenfreundlichste werkthätige Ausführungfolgen ließ.

Allein nicht nur auf diesem Wege offenbarte sich die edle
Gesinnung und das wohlwollende Walten des Verewigten,sondern auch auf allen Gebieten des Humanitären StrebcnS
zum Besten der Allgemeinheit bethätigte er jederzeit und überall
die opferwilligste Nächstenliebe.

Aus diesem Grund erfreute er sich des Vertrauens seinerArbeiter, der Liebe und Verehrung seiner Mitbürger und eines
in weite Kreise reichenden hohen Ansehens, namentlich aber
auch der besonderen Werthschätzung seitens unseres gnädigsten
Landesfürstenpaares .

' Als eckit deutscher Mann und aufrichtiger Patriot nahm eran alle« Vorgängen iw Reiche und im engeren Heimathlande ,welche die Wohlfahrt deS Volkes und des Vaterlandes be¬
zweckten, den regsten und wärmsten Antheil .

In diesem Hause steht der Heimgegangene Kollege mit seinemliebenswürdigen Wesen und seiner freundlichen Erscheinungbei vielen von uns noch in lebhafter , liebewerther Erinne¬rung . Ein ehrenvolles Andenken wird ihm für alle Zeitenbewahrt bleiben.
Ich bitte Sie , zur Kundgebung Ihrer Zustimmung sichvon den Sitzen zu erheben . «
Die- geschieht.
Abg . Hug erstattet Bericht über den Gesetzentwurf betreffendden Nachtrag zum Staatshaushalt für die Jahre 1898 und1899 : Seit Genehmigung deS Staatsvoranschlags für 1898und 1899 sind dem Landtag
u . der Budgetuachtrag vom 21 . Mai 1898 Nr . 28 */z (Bei¬lage zum Protokoll der 99 . öffentlichenSitzung der ZweitenKammer vom 26 . Mai 1898 ),b . jener Nr . 27 */, (Beilage zum Protokoll der 102 . öffent¬lichen Sitzung der Zweiten Kammer vom 21 . Juni 1898 )zugegangen und ist

M c. der Gesetzentwurf vom 17 . März 1898 , Aenderungendes Gesetzes über den Elementarunterricht betreffend,Rr . 58 (Beilage zum Protokoll der 61 . öffentlichenSitzung der Zweiten Kammer vom 24 . März 1898 )in Berathung gezogen worden.
Der unter u . genannte Nachtrag enthält eine Gesammt-ausgobe von . 2 065 365 M .und eine Gesammtcinnahme von . . . . 268 265 »
Die ursprüngliche Gesammtcinnahme betrug 270 765 M .sie ist jedoch um 2 500 M . ermäßigt und auf 268 265 »

festgestellt worden, indem der an die Staatskasse zu ersetzendeBeitrag zu den Kosten der Neupflasterung der Hauptstraßein Heidelberg (ß 21g , Titel XVII — Verwaltungszweige derOberdirektion deS Wasser« und Straßenbaues , L . Außerordent¬licher Etat , I . Straßenbau ) vorbehaltlich der verwaltungS-
gerichtlichen Entscheidung der Frage , ob dieser Beitrag nachdem Z 17 oder 18 des SHaßengesetzes zu bemessen sei, stattin der ursprünglichen Höhe von 10 000 mit nur 7 500 M .eingestellt wurde.

Zu dem unter b . erwähnten Nachtrag ist eine Ausgabe fürRestaurirung der katholischen Stadtpfarrkirche in Gengenbachmit 20 000 M . vorgesehen .
Der Vollzug des unter e. aufgef ührten Gesetzentwurfs, dessenursprüngliche Fassung durch eine die Frist zur Erreichung desHöchstgehalts für die älteren Lehrer kürzende Bestimmung er¬gänzt wurde, macht für das Jahr 1899 eine Ausgabe von139 940 M . nothwenvig.
Die beiden Nachträge unter g . und b -, sowie der Gesetz¬entwurf unter o. sind mit dem unter g . genannten Vorbehaltund mit der unter c . erwähnten Ergänzungsbestimmung vonbeiden Kammern genehmigt worden.
In der vom Herrn Präsidenten des Finanzministeriums anden Herrn Präsidenten der Zweiten Kammer gerichteten Zu¬schrift vom 9 . Juli d . I . wird nun der Vorschlag gemacht ,die beiden Nachträge Nr . 28 */, und Nr . 27 */, , sowie die

zum Vollzug des Gesetzes über die Gehaltsaufbesserung der
Volksschullehrer für 1899 nöthige Ausgabe in einem Nach¬trag zum Finanzgesetz zusammenzufaffen.

Im Interesse der Geschäftsoereinfachung und Ueberstchtlich-keit erachtet die Budgetkommission diesen Vorschlag für zweck¬mäßig und ist mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, welcherdem Vorschlag Rechnung trägt , einverstanden.
Wenn man
L. die Ausgabe des Nachtrags Nr . 28 */,im außerordentlichen Etat . . . . 2 053 325 M .«. im ordentlichen Etat . . . . 12 040 »
d . jene des Nachtrags Nr . 27 */, (im

außerordentlichen Etat ) . 20 000 »
e . die zum Vollzug des Gesetzes über die

Gehaltsaufbesserung der BolkSschul -
lehrer für 1899 erforderliche Ausgabeim ordentlichen Etat mit . . . . 139 940 »

zusammenstellt, so ergibt sich
die Gesammtausgabe von . 2 225 305 M .Die Einnahme beträgt laut Nachtrag Nr . 28 */, im ordent¬
lichen Etat . 8 224 M .und im außerordentlichen Etat nach Abzugder obenerwähnten 2 500 M . 260 041 »

zusammen . . 268 265 M .
Die einzelnen Artikel deS Gesetzentwurfs geben zu keiner

Beanstandung Anlaß .
Artikel 1 erklärt den Nachtrag für einen BestandtheildeS Haushaltsetats der allgemeinen Staatsverwaltung für die

Jahre 1898 und 1899 und
Artikel 2 bestimmt, daß die Mittel zur Begleichung der

AuSgabe von . 2 225 305 M .soweit solche nicht durch die Einnahme von 268 265 »
Deckung findet, mit 1957 040 M . durch einen weiteren
außerordentlichen in den folgenden Etatsperioden wieder zuersetzenden Zuschuß aus der AmortisationSkaffe zubeschaffen sind . Durch den Artikel 2 werden die Fehl¬beträge des HaushaltSetatS der allgemeinen Staatsver¬
waltung , welche nach Artikel 4 des FinanzgesetzcS vom26 . Mai 1898 . . . . . . 11 894 565 M . 45 Pf .betragen und ebenfalls durch eine«
außerordentlichen, in den folgenden
Etatsperioden wieder zu ersetzenden
Zuschuß auS der Amortisations¬
kaffe zu decken find, um . . . 1 957 040 M . — Pf .
erhöht und stellen sich nunmehr auf 13 851 605 M . 45 Pf .

Wenn sich hiernach auch die nominelle Unzulänglichkeit aufdie beträchtliche Summe von — 14 Millionen Mark belaufe,so liegt mit Rücksicht auf die in der laufenden Budgctprriodezu ermattenden BrtriebSüberschüffe im Hinblick auf den günsti¬gen Stand deS Betriebsfonds und der Amottisatioaskaffe gleich¬wohl ein Anlaß zu ernster Besorgniß nicht vor
Der Antrag der Kommission gehe dahin :

Hohe Kammer wolle beschließen,1. de» Gesetzentwurf, Nachtrag zu dem Gesetze dieFeststellung des Staatshaushaltsetats für die Jahre 1898und 1899 betreffend , in unveränderter Fassung anzu¬nehmen,
2. hierüber in abgekürzter Form zu berathen.DaS Haus beschließt ohne Debatte antragsgemäß .

Abg . Höring erstattet Bericht über die Bitte von 40Straßenmeistern deS Landes mit mehr als 14jährigerDienstzeit um Bewilligung des Höchstgehalts. KommisfionS-antrag :
Ueberweisung zur Kenntnißnahme als Material fürdie künftige Gehaltsregulirung .

Ministerialrath vr . Glöckner erklärt sein Einverständnißmit den Ausführungen des Abg . Hug und bittet, den Kom¬missionsantrag anzunehmen.
Abg . Weber - Offenbnrg : Der dienstälteste, 71jährigeStraßenmeister beziehe trotz seiner 41 Dienstjahre nur 1 870Mark und müßte noch 5 /̂i Jahre warten , bis er den höchstenGehalt von 2 100 M . bekommt . Redner schlägt vor , daßdie Straßenmeister mit 24 Dirnstjahreu den Höchstgehalt von2100 M . , mit 21 Dienstjahren 2 000 M . und mit 18Dienstjahren 1 900 M . erhalten sollen . Dadurch würde denBeschwerden au, besten abgeholfen .

Abg. Hug glaubt , daß man nicht von einem einzelnenFall auSgehen darf . Die Motive der Gehaltsordnung laufennicht darauf hinaus , sie in vollem Maße auf Beamt « wirkenzu lassen, die schon vor ihrer Einführung im Dienste standen.Aus diesen Gründen sei man zum Kommissionsantrag ge¬kommen .
Abg . Flüge erstattet Bericht über die Bitte der Ehefraudes pensianirten Kriminalpolizeiwachtmeisters Karl Zitzerin Marlen um Erhöhung des Ruhegehalts ihres Ehemamis .
Kommissionsantrag :

Empfehlende Ueberweisung zur Kenntnißnahme .
Ministerialrath vr . Glöckner : Wie die mehrfach er¬hobenen ärztlichen Gutachten ergeben haben, treffe» die Vor¬aussetzungen des Z 85 des Beamtengesetzes nicht zu. da derSchlaganfall , den der Gesuchsteller erlitten und der seineZuruhesetzung veranlaßte , nicht auf einen Unfall zurück -geführt werden kann, sondern lediglich als Folge einerseit dem Jahre 1883 bei Zitzer konstatirten Erkrankungbetrachtet werde» muß . Auch die von der Kommissioneventuell befürwortete Unterstützung aus dem Unterstützungs¬fond zu gewähren sei die Regierung zu ihrem Bedauern nichtin der Lage , da durch Artikel 29 Ziffer 1 des EtatgesetzesUnterstützungen der nach dem Inkrafttreten des Beamten -gesetzes zuruhegesetzten Beamten ausgeschlossen sind .

Abg . Venedey kennt den Petenten genau. Er war inKonstanz als braver, tüchtiger Beamter bekannt. Nach seinerAnsicht liege eine Erkrankung im Sinne des Gesetzes vor ;denn es sei außer Zweifel, daß Zitzer den letzten Schlaganfallim Dienste erlitt . Man möge den Begriff „Dienstunfall " soweit als möglich ausdehnen.
Abg . Web er (Offenburg ) unterstützt die Ausführungen desVorredners und schildert die Familienverhältniffe des Pekenten,der von seinen Kindern keine Unterstützung zu erwarten hat .Redner bittet, eventuell der Frau des Zitzer aus Stiftungs -Mitteln eine Unterstützung zu gewähren.
Abg . Geck befürwortet das Gesuch , da er den Zitzer zurZeit des Sozialistengesetzes als einen pflichteifrigen Beamtenkennen gelernt habe .
Nach einem Schlußwort des Berichterstatters , Abg. Flüge ,der ebenfalls die Petition der Berücksichtigung empfiehlt, wirdder Kommissionsantrag angenommen.
Abg. Frhr . s . Bodman berichtet über die Bitte deSBezirksthierarztS a D . Josef Wirth in Schwetzingen umVerwendung als Grenzthierarzt bezw. Gewährung einer Pen¬sion . Kommissionsantrag : Uebergang zur Tagesordnung , so¬weit die Petition auf Wiederverwendung im Staatsdienst bezw.auf Gewährung einer Pension abzielt ; Ueberweisungzur Kennt¬nißnahme in dem Sinn , daß dem Gesuchsteller auf Ansucheneine Unterstützung gewährt werde» soll .

Abg . Eder bittet, dem Petenten , wenn nicht eine Pensionso doch eine Unterstützung" ;« gewähren.
'

Der Kommissionsantrag wird angenommen.
Abg . vr . Reichardt berichtet über die Bitte der Stadt¬gemeinde Grüns feld und von zwölf anderen Gemeindenum Errichtung einer Filialapotheke in GrünSfeld .
Kommissionsantrag : Ueberweisung zur Kenntnißnahme .
Abg . Köhler befürwortet die Petition .
Abg . Leimbach tritt für Uebergang zur Tagesordnung ei».Abg. Wen bittet, daß die Erhebungen über die Bedürf -nißfrage von Karlsruhe aus und nicht von den Bezirksbeamtenvorgenomme « werde».
Nach einem Schlußwort deS Berichterstatters wird derKommisfionSantrag angenommen.
Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . Rath vr .Eisenlohr , verliest hierauf die Allerhöchste Entschließung,durch welche der Landtag vertagt wird.
Präsident Gönner wünscht den Abgeordneten glücklicheReise und frohes Wiedersehen .
Schluß der Sitzung : 11 */z Uhr.
Verantwortlicher Redakteur: Jnltu « » atz m » attSrubeDrulk und Verlag der G . vraua ' schen Hofbuchdruckrret ln »arlSruhe.
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